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Dritte Verordnung zur Änderung der Marktordnungswaren-Meldeverordnung 

 

Sehr geehrter Herr Dr. Appel, 

vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen zur Änderungen der Marktordnungswa-
ren-Meldeverordnung und die Möglichkeit Stellung zu beziehen. Die mit dem Referen-
tenentwurf vorgeschlagenen Änderungen beschränken sich auf die geänderten Mittei-
lungspflichten der Mitgliedstaaten ab dem 01.01.2021 gegenüber der Europäischen 
Kommission, die sich aus der Durchführungsverordnung (EU) 2019/1746 der Kommis-
sion vom 1. Oktober 2020 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1185 
der Kommission vom 20. April 2017 mit Durchführungsbestimmungen zu den Verord-
nungen (EU) Nr. 1307/2013 und (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die Übermittlung von Informationen und Dokumenten an die 
Kommission ergeben. Die BVE hatte die Durchführungsverordnung bereits in ihrer bei-
liegenden Stellungnahme vom 9. Mai 2019 kritisiert. Die BVE hat sich hier insbesondere 
gegen steigende Statistikpflichten für Unternehmen und gegen die Offenlegung sensib-
ler Daten ausgesprochen. Markttransparenz ist kein Selbstzweck. Markttransparenz ist 
vielmehr ein notwendiges Mittel, damit die Marktteilnehmer Handlungsentscheidungen 
auf der Basis fundierter Informationen treffen können und damit es einen funktionieren-
den Wettbewerb gibt. Es gibt aus Sicht der BVE keine Daten, deren zusätzliche ver-
pflichtende Offenlegung eine Verbesserung der für marktkonformes Verhalten der 
Marktteilnehmer notwendigen Information mit sich bringen würde. 

Neue Meldetatbestände, wie sie durch den nun vorliegenden Referentenentwurf für eine 
Reihe von Unternehmen der Ernährungsindustrie entstehen, bedeuten für die betroffe-
nen Unternehmen viel Aufwand – organisatorisch und verbunden mit Kosten für Technik 
und Arbeitskraft. Aus Sicht der BVE unterschätzt der Referentenentwurf hier deutlich 
den Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft, da mitunter aufwendige Umstellungen in den 
EDV-Systemen notwendig werden. Hier spielt auch der Umsetzungszeitraum eine wich-
tige Rolle, denn die erforderlichen Änderungen in den EDV-Systemen sind nach Verab-
schiedung der Verordnung in den Unternehmen aber auch der ausführenden Behörde, 
der Bundesanstalt für Landwirtschaft vorzunehmen. Zeitlich ist das aus Sicht der BVE 
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nicht mehr zu realisieren, insbesondere vor dem Hintergrund der Belastung der Unter-
nehmen aufgrund der anhaltenden Unsicherheiten verbunden mit der COVID-19 Pande-
mie und damit einhergehenden Rezession. Wir bitten Sie daher, sich in Brüssel aus-
drücklich für eine Verschiebung des Beginns der Meldepflichten der Bundesregierung 
um ein Jahr auf 2022 einzusetzen, um in der aktuellen Lage weitere Bürokratielasten für 
die Unternehmen zu vermeiden. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Stefanie Sabet 
Geschäftsführerin  
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